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Dieses Lehrbuch richtet sich in erster Linie an Studierende der Wirtschaftswissenschaften. DarÅ-
ber hinaus eignet es sich fÅr Studierende, die sich im Rahmen eines Bachelorstudienganges fÅr
das Fach Recht als zweites Hauptfach entschieden haben. Schließlich vermittelt das Buch den
Studienanf!ngern der rechtswissenschaftlichen Studieng!nge die erforderlichen Grundkennt-
nisse.

Die inhaltliche Auswahl des Stoffes und die Darstellungsweise beruhen wesentlich auf den Er-
fahrungen, die wir in unseren Lehrveranstaltungen und bei der Abnahme von PrÅfungen gesam-
melt haben. Deshalb haben wir deutliche Schwerpunkte hinsichtlich der behandelten Themen-
bereiche gesetzt. W!hrend weniger prÅfungsrelevante Gebiete nur sehr knapp oder gar nicht
erÇrtert werden, haben wir die Bereiche, die erfahrungsgem!ß immer wieder Gegenstand von
PrÅfungen sind, ausfÅhrlich dargestellt. Das gilt im Bereich des Allgemeinen Teils des BGB etwa
fÅr den Vertragsschluss, das Recht der Willensm!ngel und die Stellvertretung. Im Schuldrecht
liegen die Schwerpunkte im Allgemeinen LeistungsstÇrungsrecht, im kaufrechtlichen Gew!hr-
leistungsrecht sowie im Delikts- und im Schadensrecht.

Besonders am Herzen lag uns eine verst!ndliche Darstellung des fÅr den Anf!nger nicht immer
leicht zug!nglichen Stoffes. Auf nahezu jeder Seite des Lehrbuchs finden sich daher mehrere er-
kl!rende Beispiele. Zahlreiche "bersichten geben einen schnellen "berblick und ermÇglichen
eine rasche Wiederholung des Gelernten. H!ufig werden den Leserinnen und Lesern Aufbau-
schemata an die Hand gegeben, an denen sie sich bei der LÇsung von Klausurf!llen orientieren
kÇnnen.

In die nunmehr vorliegende dritte Auflage sind Gesetzes!nderungen sowie Rechtsprechung und
Literatur eingearbeitet worden. Das Lehrbuch befindet sich somit auf dem aktuellen Stand. Be-
rÅcksichtig ist z. B. die in § 611a BGB enthaltene Definition des Arbeitnehmerbegriffs. Ferner ist
bereits auf die am 1. Januar 2018 in Kraft tretenden $nderungen des Kauf- und Gew!hrleis-
tungsrechts hingewiesen. Dem Lehrbuch ist ein "bungsbuch zur Seite gestellt, das u. a. Erl!ute-
rungen zur Rechtsanwendung und Technik der FalllÇsung sowie Beispielf!lle mit ausfÅhrlichen
LÇsungen enth!lt.

FÅr Kritik und Anregungen sind wir dankbar. Sie kÇnnen an die folgenden E-Mail-Adressen ge-
richtet werden: Andreas.Feuerborn@hhu.de und jkindl@uni-muenster.de.

Großer Dank gebÅhrt zun!chst dem NWB-Verlag fÅr die ausgezeichnete Betreuung. Außerdem
bedanken wir uns bei unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die uns bei der Bearbeitung
der dritten Auflage tatkr!ftig unterstÅtzt haben. Besonderer Dank gebÅhrt zum einen Frau stud.
iur. Leonie Br!er und Herrn stud. iur. Daniel HÇgel fÅr die Durchsicht und die Fahnenkorrektur
des Teils A. Besonderer Dank gebÅhrt zum anderen Frau Katharina Zimmermann, die – mit Aus-
nahme des Kapitels Åber den Dienstvertrag – den gesamten Teil B sorgf!ltig durchgesehen hat,
sowie Frau Stefanie Gudehus und den Herren Christian Maaß und Jonathan Reiner fÅr die zuver-
l!ssige Fahnenkorrektur.

DÅsseldorf/MÅnster, im November 2017 Andreas Feuerborn

Johann Kindl
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Teil A: Allgemeiner Teil

Kapitel 1: EinfÅhrung in das BÅrgerliche Recht

§ 1 Grundlagen

LLIITTEERRAATTUURR

Brox/Walker: BGB AT, Rn. 1 ff.; Bitter/Rauhaut: GrundzÅge zivilrechtlicher Methodik –
SchlÅssel zu einer gelungenen Fallbearbeitung, JuS 2009, 289; FÅhrich: Wirtschaftspri-
vatrecht, § 1 I und II; Krebs/Becker: Entstehung und Ab"nderbarkeit von Gewohnheits-
recht, JuS 2013, 97; Schapp: EinfÅhrung in das BÅrgerliche Recht: Das System des BÅr-
gerlichen Rechts, JA 2003, 125.

Ein friedliches und gedeihliches Zusammenleben der Menschen setzt das Bestehen und
die Einhaltung gewisser Spielregeln voraus, die dieses Zusammenleben ordnen. Nur der
allein auf einer Insel lebende Robinson brauchte solche Regeln nicht; das "nderte sich
jedoch sofort, als Freitag auftauchte. Ohne verbindliche Verhaltensnormen endet das
Zusammenleben der Menschen letztlich in WillkÅr, Gewalt und Chaos (vgl. Brox/
Walker: BGB AT, Rn. 1). Solche „sozialen Spielregeln“ enth"lt auch das BÅrgerliche
Recht.

I. Recht und außerrechtlicher Bereich
Nicht alle Verhaltensnormen sind rechtlicher Natur. Trotz einer vergleichsweise hohen
Regelungsdichte verbleiben weite Bereiche des Zusammenlebens, die nicht durch
Rechtsnormen geregelt werden. Neben dem Recht gibt es einerseits die Sitte und ande-
rerseits die Sittlichkeit oder Moral.

BBEEIISSPPIIEELL:: P M hat seine Bekannte F zum Abendessen eingeladen. F kauft fÅr 15A eine Flasche
„Killepitsch“ (DÅsseldorfer Spezialit"t!) und klingelt zur verabredeten Zeit bei M an der Haus-
tÅr. M Çffnet jedoch nicht. Er hat es sich n"mlich anders Åberlegt und ist zu seinen Freunden
in seine Stammkneipe gegangen, um dort die Live-$bertragung eines Champions-League-
Spiels anzuschauen. F verlangt von M Ersatz der 15A fÅr den „Killepitsch“, den sie selber nicht
mag. Mit Recht?

Hier kommt es entscheidend auf die Zuordnung der Regeln zum Bereich des Rechts, der
Sitte oder der Sittlichkeit an. Klar ist, dass M sich gegenÅber F „unmÇglich gemacht“
hat und dass F ihn deshalb zukÅnftig aller Voraussicht nach „schneiden“ wird. DarÅber
hinaus hat F allerdings nur dann einen Anspruch gegen M, ihr den Betrag von 15A fÅr
den nutzlos gekauften „Killepitsch“ zu ersetzen, wenn M gegen eine Rechtspflicht ver-
stoßen oder ein rechtlich geschÅtztes Gut der F verletzt hat. Das zeigen z. B. § 280
Abs. 1 BGB („Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverh!ltnis, . . .“) und § 823
Abs. 1 BGB („Wer vors!tzlich oder fahrl!ssig das Leben, den KÇrper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich ver-
letzt, . . .“).
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1. Recht

Neben den Regeln der Sitte und der Sittlichkeit oder Moral, deren Verletzung in erster
Linie nur gesellschaftliche Sanktionen auslÇst, mÅssen rechtliche Regeln existieren, die
das Zusammenleben der Menschen mit einem hÇheren Grad an Verbindlichkeit regeln.
Eine solche rechtliche Ordnung muss an der Idee der Gerechtigkeit ausgerichtet sein.
Sie muss auf einer Werteordnung beruhen, die nicht willkÅrlich ver"nderbar ist. Vor al-
lem die Erfahrungen der nationalsozialistischen Herrschaft von 1933 bis 1945 zeigen,
wie gef"hrlich es ist, wenn nicht die Idee der Gerechtigkeit, sondern letztlich die Macht
das Recht bestimmt. Gleiches gilt etwa fÅr das Grenzregime der ehemaligen DDR und
die TodesschÅsse an der Mauer (vgl. dazu die sog. MauerschÅtzen-Urteile
BGH NJW 1994, 2703; 2000, 443; 2000, 3079). Ungerechte Gesetze sind kein Recht, son-
dern Unrecht.

Ein weiteres Merkmal des Rechts ist seine Durchsetzbarkeit. Da nicht jeder stets freiwil-
lig die rechtlichen Regeln einh"lt, mÅssen sie zwangsweise durchgesetzt werden kÇn-
nen. Das geschieht grunds"tzlich durch den Staat (Gewaltmonopol des Staates).

Recht ist somit eine soziale Ordnung, die das Zusammenleben der Menschen regelt
(soziale Spielregeln). Es handelt sich um Ge- und Verbote, welche die Konflikte zwi-
schen Menschen regeln. Da das Recht eine gerechte Gemeinschaftsordnung gew"hr-
leisten soll, mÅssen die rechtlichen Vorschriften an einer Åbergeordneten Idee der Ge-
rechtigkeit ausgerichtet sein. Entscheidend fÅr die Rechtsqualit"t ist ferner, dass diese
Vorschriften vom Staat zwangsweise durchgesetzt werden kÇnnen.

2. Sitte

Wie das Recht, so regeln auch die Vorschriften der Sitte die zwischenmenschlichen Be-
ziehungen. Teilweise nimmt das Recht sogar ausdrÅcklich Bezug auf die Sitte, indem
etwa § 157 BGB anordnet, dass Vertr"ge so auszulegen sind, wie Treu und Glauben mit
RÅcksicht auf die Verkehrssitte es erfordern. Die Sitte bestimmt also mit darÅber, wie
die Bestimmungen eines Vertrags zu verstehen sind. Gleiches gilt gem. § 242 BGB
(lesen!) fÅr die ErfÅllung der Leistungspflicht des Schuldners.

Trotz des "hnlich klingenden Wortlauts beziehen sich andere Vorschriften nicht auf die
Sitte, sondern auf die „guten Sitten“. § 138 Abs. 1 BGB erkl"rt Rechtsgesch"fte fÅr nich-
tig, die gegen die guten Sitten verstoßen. Nach § 826 BGB ist zum Schadensersatz ver-
pflichtet, wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise einem anderen vor-
s"tzlich Schaden zufÅgt. Diese Vorschriften beziehen sich auf die Sozialmoral und da-
mit auf die Sittlichkeit (dazu Rn. 13 ff.).

Unter dem Begriff der „Sitte“ versteht man Åblicherweise die Br!uche und Gewohnhei-
ten einer bestimmten Menschengruppe. Solche Menschengruppen kÇnnen etwa die Fa-
milie, die Dorfgemeinschaft, die BevÇlkerung einer bestimmten Region oder die Han-
deltreibenden sein. Letzteres belegt § 346 HGB, dem zufolge unter Kaufleuten bezÅg-
lich der Bedeutung und Wirkung von Handlungen und Unterlassungen auf die im Han-
delsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebr"uche RÅcksicht zu nehmen ist.
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Diese Br"uche und Gewohnheiten sind keine rechtlich, sondern (nur) gesellschaftlich
geforderte Regeln. Es handelt sich lediglich um Anstandsregeln. Deshalb hat F im obi-
gen Beispiel (Rn. 2) keinen Anspruch gegen M auf Ersatz der 15A fÅr den nutzlos ge-
kauften „Killepitsch“.

Den gesellschaftlich geforderten Anstandsregeln (Sitte) und den rechtlichen Regeln
(Recht) ist gemeinsam, dass sie ein bestimmtes !ußeres Verhalten verlangen, ohne
dass es auf die innere Einstellung ankommt. FÅr die ErfÅllung der Verk"uferpflicht aus
§ 433 Abs. 1 BGB (lesen!) spielt es keine Rolle, ob der Verk"ufer den zum Sonderpreis
verkauften PC liefert, weil ihm der K"ufer sympathisch ist, weil er sich weitere Auftr"ge
erhofft oder weil er keine Schadensersatzklage riskieren will.

Unterschiedlich sind allerdings die Sanktionen fÅr die Verletzung rechtlicher und sitt-
licher Regeln. Die Befolgung rechtlicher Regeln kann mit staatlichem Zwang durch-
gesetzt werden. Zahlt etwa der K"ufer den vereinbarten Kaufpreis nicht (vgl. § 433
Abs. 2 BGB; lesen!), kann der Verk"ufer ihn verklagen und das Urteil im Wege der
Zwangsvollstreckung durchsetzen lassen. Dem gegenÅber kann die Befolgung sittlicher
Regeln (also von Br"uchen oder Anstandsregeln) nicht zwangsweise durchgesetzt wer-
den. Ihre Verletzung zieht statt rechtlicher Sanktionen die gesellschaftliche Missach-
tung nach sich. Im obigen Beispiel (Rn. 2) macht sich M mit der verpatzten Einladung
zwar „unmÇglich“; da eine Essenseinladung aber kein Vertrag ist und M auch nicht das
Eigentum der F verletzt hat (vgl. § 823 Abs. 1 BGB), muss er ihr nicht die 15A fÅr den
nutzlos gekauften „Killepitsch“ ersetzen.

Unter Sitte ist demnach die Zusammenfassung der Br!uche und Gewohnheiten zu
verstehen, die in bestimmten Menschengruppen das zwischenmenschliche Verhalten
regeln. Die Befolgung dieser Anstandsregeln ist nicht rechtlich, sondern (nur) gesell-
schaftlich gefordert. Sie kann nicht mit staatlichem Zwang durchgesetzt werden. Statt
einer rechtlichen Sanktion zieht die Verletzung der Anstandsregeln die gesellschaftli-
che Missachtung nach sich. Wie die rechtlichen Regeln verlangen auch die sittlichen
Regeln ein bestimmtes "ußeres Verhalten, ohne dass es auf die innere Einstellung an-
kommt. Teilweise beziehen sich rechtlich Vorschriften aber auf die Sitte, etwa auf die
Verkehrssitte (§§ 157, 242 BGB) oder auf Handelsbr"uche (§ 346 HGB).

3. Sittlichkeit oder Moral

Die Regeln der Sittlichkeit oder Moral sind, wie die rechtlichen und sittlichen Regeln,
ebenfalls Sollensvorschriften, die das zwischenmenschliche Miteinander regeln. Ein we-
sentlicher Unterschied zu diesen Regeln besteht aber darin, dass die sittliche oder mo-
ralische Verpflichtung zu einem bestimmten Handeln, jedenfalls der Idee nach, den
Zweck verfolgt, „das Gute“ zu verwirklichen. Mit diesem Anspruch geht die Sittlichkeit
oder Moral weit Åber den Zweck des Rechts hinaus, bloß ein einigermaßen ertr"gliches
Zusammenleben der Menschen zu gew"hrleisten. Etwas Anderes gilt nur fÅr solche
Staaten, in denen religiÇse Gebote gleichzeitig staatliche Gesetze sind.
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Die moralischen Verpflichtungen kÇnnen verschiedene Quellen haben. Sie kÇnnen sich
ergeben aus dem Gewissen des einzelnen Menschen, aus einer Religion oder Welt-
anschauung oder aus der sog. Sozialmoral, d. h. aus den Grundwerten, die einer be-
stimmten Gruppe von Menschen gemeinsam sind.

Da die Ziele der Sittlichkeit oder Moral deutlich Åber die Zwecke des Rechts hinaus-
gehen, kann eine Handlung zwar rechtm!ßig, aber unmoralisch sein. Das l"sst sich am
Beispiel der LÅge verdeutlichen. Das LÅgen ist zwar unmoralisch; im Strafprozess hat
der Angeklagte aber nicht nur ein Schweigerecht (§ 136 StPO), sondern er darf sogar
lÅgen, ohne rechtliche Nachteile befÅrchten zu mÅssen, weil er sich selbst nicht belas-
ten muss (vgl. BGHSt 3, 149, 152; sog. SelbstbegÅnstigungsprivileg). Strafbar sind LÅ-
gen im Rechtsverkehr nicht allgemein, sondern nur unter bestimmten Voraussetzun-
gen etwa als uneidliche Falschaussage (§ 153 StGB), als Meineid (§ 154 StGB), als Be-
trug (§ 163 StGB) oder als Verleumdung (§ 187 StGB). Im Zivilrecht fÅhren nur solche
LÅgen, die als „arglistige T"uschung“ beim Abschluss eines Vertrags zu qualifizieren
sind, dazu, dass der belogene (get"uschte) Vertragspartner den Vertragsschluss gem.
§§ 123 Abs. 1, 142 Abs. 1 BGB anfechten und damit „annullieren“ kann. Deshalb wird
das Recht auch nur als „ethisches Minimum“ bezeichnet (vgl. Brox/Walker: BGB AT,
Rn. 3).

Bei der Sittlichkeit oder Moral geht es nicht bloß um das "ußere Verhalten, sondern vor
allem um die innere Einstellung des Handelnden. Dadurch unterscheidet sich die Sitt-
lichkeit sowohl vom Recht als auch von der Sitte, die lediglich ein bestimmtes "ußeres
Verhalten vorschreiben. Die daraus abgeleitete GegenÅberstellung der „&ußerlichkeit
des Rechts“ und der „Innerlichkeit der Sittlichkeit oder Moral“ ist allerdings missver-
st"ndlich. Denn die sittlichen Regeln beziehen sich sowohl auf die innere Einstellung
als auch auf die daraus resultierende Tat. Und die innere Tatseite entscheidet z. B. im
Strafrecht darÅber, ob der T"ter sich wegen vors"tzlicher oder bloß wegen fahrl"ssiger
KÇrperverletzung (§§ 223 ff. oder § 229 StGB) strafbar gemacht hat (vgl. Brox/Walker:
BGB AT, Rn. 3).

Neben diesen Unterschieden gibt es auch Gemeinsamkeiten und BerÅhrungspunkte
zwischen Recht und Moral sowie zwischen Sitte und Moral. Bereits angesprochen wur-
de, dass sich manche Rechtsnormen auf die Sittlichkeit beziehen, indem sie die Einhal-
tung oder Missachtung der „guten Sitten“ zum Tatbestandsmerkmal machen (Bsp.:
§ 138 Abs. 1 BGB, § 826 BGB). Dabei meinen die „guten Sitten“ keine persÇnliche Gewis-
sensentscheidung oder eine religiÇse oder weltanschauliche Ethik, sondern die Sozial-
moral. Sittenwidrig ist eine Handlung n"mlich dann, wenn sie gegen das „Anstands-
gefÅhl aller billig und gerecht Denkenden“, also gegen die Anschauungen des „anst"n-
digen Durchschnittsmenschen“, verstÇßt (Mot. II, 727; RGZ 80, 219, 221).

Schließlich kÇnnen Wechselwirkungen zwischen Rechtsnormen und der Sozialmoral
bestehen. Einerseits kÇnnen Rechtsnormen auf die Sozialmoral einwirken. So hat das
Bundesverfassungsgericht in seinem ersten Urteil zur sog. FristenlÇsung bei der Abtrei-
bung darauf hingewiesen, dass die bloße Existenz einer Strafandrohung (Strafbarkeit
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der Abtreibung) Einfluss auf die Wertvorstellungen und die Verhaltensweisen der Be-
vÇlkerung habe (BVerfGE 39, 1, 57). Andererseits kann ein Wandel der Sozialmoral zu
Ver"nderungen des Rechts fÅhren. Ein Beispiel ist das Lebenspartnerschaftsgesetz aus
dem Jahr 2001, das die Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften been-
den sollte und das zum 1. 10. 2017 durch das „Gesetz zur EinfÅhrung des Rechts auf
Eheschließung fÅr Personen gleichen Geschlechts“ abgelÇst worden ist.

Die Sittlichkeit (Moral) stellt also ebenfalls Sollensvorschriften fÅr das menschliche
Zusammenleben auf. Diese Vorschriften beziehen sich aber nicht auf das "ußere Ver-
halten, sondern auch vor allem auf die innere Einstellung. Es geht um die Verwirk-
lichung des Guten und damit um mehr als bloß die Gew"hrleistung eines einigerma-
ßen gedeihlichen Zusammenlebens. Die Moral geht Åber das ethische Minimum des
Rechts und auch Åber die Sitte hinaus.

AABBBB.. 11:: RReecchhtt uunndd aauußßeerrrreecchhttlliicchheerr BBeerreeiicchh

Recht (Rechtsordnung)

ÿ soziale Ordnung, die das Zusammenleben der Menschen regelt

ÿ „soziale Spielregeln“

ÿ Ge- und Verbote zur Konfliktregelung

ÿ Ausrichtung an einer übergeordneten Idee der Gerechtigkeit

ÿ zwangsweise vom Staat durchsetzbar

ÿ Rechtsordnung = Summe der geltenden Rechtsvorschriften

Außerrechtlicher Bereich

Sitte

ÿ Bräuche, Gewohnheiten einer
bestimmten Gruppe

ÿ „Anstandsregeln“

ÿ gesellschaftlich gefordert

ÿ nicht erzwingbar

ÿ gerichtet auf bestimmtes
äußeres Verhalten

Sittlichkeit (Moral)

ÿ Sollensvorschriften mit dem Ziel,
„das Gute“ zu verwirklichen

ÿ aus Gewissen, Religion/
Weltanschauung, Sozialmoral

ÿ nicht erzwingbar

ÿ richten sich vor allem an innere
Einstellung

Die Abgrenzung zwischen dem rechtlichen und dem außerrechtlichen Bereich h"ngt
h"ufig von den besonderen Umst"nden des konkreten Einzelfalles ab:
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BBEEIISSPPIIEELL:: P Student S will von DÅsseldorf nach MÅnster trampen. Er wird vom Autofahrer A mit-
genommen, der auf dem Weg nach MÅnster ist. Unterwegs geraten S und A in eine politische
Diskussion. Als sich herausstellt, dass S ganz andere Ansichten hat als A und diese gegenÅber
A auch vehement verteidigt, wird A „sauer“. Er h"lt am n"chsten Rastplatz an und fordert S
auf auszusteigen. S weigert sich, weil er meint, er h"tte mit A einen BefÇrderungsvertrag Åber
die Mitnahme bis nach MÅnster geschlossen. Deshalb mÅsse A ihn bis dahin mitnehmen. Hat
S gegen A einen Anspruch auf Mitnahme bis nach MÅnster?

Voraussetzung fÅr einen solchen Anspruch ist der Abschluss eines entsprechenden Be-
fÇrderungsvertrags zwischen A und S. Problematisch erscheint allerdings, ob A den er-
forderlichen diesbezÅglichen Rechtsbindungswillen hatte. An diesem Willen fehlt es
grunds"tzlich bei Gef!lligkeiten des t!glichen Lebens. Gegen eine bloße Gef"lligkeit
und fÅr einen Rechtsbindungswillen spricht es, wenn dem einen Teil klar sein muss,
dass die Erbringung der Leistung fÅr den anderen Teil wirtschaftlich oder aus einem an-
deren Grund besondere Bedeutung hat. Kriterien, die im Beispielsfall gegen eine bloße
Gef"lligkeit sprechen, kÇnnten die Vereinbarung einer Kostenbeteiligung (Mitfahrzen-
trale) oder die Festlegung einer Ankunftszeit sein, weil S in MÅnster einen gesch"ftli-
chen Termin einhalten muss. Da derlei hier nicht ersichtlich ist, liegt kein BefÇrderungs-
vertrag, sondern eine bloße Gef"lligkeit ohne Rechtsbindungswillen vor. S muss also
aussteigen und hat keinen Anspruch gegen A auf Mitnahme bis nach MÅnster.

II. Privatrecht und Çffentliches Recht

Eine weitere wichtige Differenzierung betrifft die Unterscheidung zwischen dem Pri-
vatrecht und dem Çffentlichen Recht, welche die gesamte Rechtsordnung durchzieht.

BBEEIISSPPIIEELL:: P F hat mit einigen Freunden in seiner Stammkneipe den Sieg der DÅsseldorfer Fortuna
gehÇrig gefeiert. Nach dem Genuss von einem Dutzend Alt fÅhlt er sich besonders fahrtÅchtig.
Er setzt sich in sein Auto und macht sich auf den Weg nach Hause. An einer Kreuzung nimmt
er dem G die Vorfahrt, und die Autos stoßen zusammen. Beide Beteiligte werden ins Kranken-
haus gebracht. Die Polizei nimmt den Unfall auf und l"sst ausgelaufenes %l von der Feuerwehr
beseitigen. Anschließend ermittelt die Staatsanwaltschaft gegen F wegen Trunkenheit im Stra-
ßenverkehr, Straßenverkehrsgef"hrdung und KÇrperverletzung. Der Unfallgegner G will Scha-
densersatz und Schmerzensgeld. Seine gesetzliche Krankenkasse verlangt Ersatz fÅr die von ihr
geleisteten Zahlungen. Die StraßenverkehrsbehÇrde will F den FÅhrerschein entziehen. Die
Feuerwehr verlangt von F, dass er die Kosten fÅr die Beseitigung des ausgelaufenen %ls ersetzt.
G begehrt von seinem Arbeitgeber Entgeltfortzahlung, und dieser will sich das w"hrend der
Krankheit gezahlte Arbeitsentgelt von F erstatten lassen.

1. Zivilrecht (Privatrecht), Strafrecht und Çffentliches Recht

An diesem Fall zeigt sich, dass ein und derselbe Lebenssachverhalt drei verschiedene
Bereiche des Rechts berÅhren kann:

" das Zivil- bzw. Privatrecht,

" das Strafrecht und

" das Çffentliche Recht.
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Zu den zivilrechtlichen AnsprÅchen gehÇren in diesem Fall zun"chst die AnsprÅche des
Gesch"digten auf Schadensersatz und Schmerzensgeld. Das sind die AnsprÅche des Un-
fallopfers G gegen den Autofahrer F auf Schadensersatz und Schmerzensgeld (§ 823
Abs. 1 und 2 i.V. mit §§ 249 ff. und 253 BGB, §§ 7 Abs. 1, 18 Abs. 1 StVG). Außerdem ist
der Anspruch des G gegen seinen Arbeitgeber auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
(§ 3 Abs. 1 EFZG) ein solcher zivilrechtlicher Anspruch. Gleiches gilt schließlich fÅr den
Regressanspruch des Arbeitgebers gegen den Unfallverursacher F, mit dem er Ersatz fÅr
die an G geleistete Entgeltfortzahlung verlangt (§ 6 Abs. 1 EFZG), und fÅr die RÅckgriffs-
ansprÅche der Krankenkasse des G gegen F wegen der Zahlungen, welche die Kranken-
kasse fÅr G geleistet hat (§ 116 SGB X).

Der von F verursachte Unfall ist auch strafrechtlich von Bedeutung. Die zust"ndige
Staatsanwaltschaft wird ein Ermittlungsverfahren in Bezug auf eine mÇgliche Strafbar-
keit des F wegen Straßenverkehrsgef"hrdung (§ 315c StGB), Trunkenheit im Straßenver-
kehr (§ 316 StGB) und fahrl"ssiger KÇrperverletzung (§ 229 StGB) einleiten. Nach dem
Abschluss der Ermittlungen erhebt sie bei hinreichendem Tatverdacht Anklage vor dem
Amtsgericht (vgl. § 170 StPO).

Schließlich berÅhrt der von F verursachte Unfall auch das Çffentliche Recht. Die zust"n-
dige StraßenverkehrsbehÇrde prÅft, ob dem F wegen der Trunkenheitsfahrt der FÅhrer-
schein zu entziehen ist. Vorschriften des Polizei- und Ordnungsrechts regeln sowohl die
Verpflichtung der Feuerwehr, das bei dem Unfall ausgelaufene %l zu beseitigen, als
auch den Anspruch der Feuerwehr gegen F auf Erstattung der Kosten, welche die Besei-
tigung des %ls verursacht hat. Sozialversicherungsrechtliche Vorschriften regeln
schließlich die $bernahme der Heilbehandlungskosten durch die gesetzliche Kranken-
kasse des G (fÅr die sie dann, wie gerade erl"utert, zivilrechtlich Regress von F verlan-
gen kann).

2. Grundunterscheidung zwischen Privatrecht und Çffentlichem Recht

Die Unterscheidung zwischen den drei Rechtsgebieten Privatrecht (bzw. Zivilrecht),
Strafrecht und Çffentliches Recht kann im Einzelfall Probleme bereiten. Einerseits sind
die drei Gebiete so weit gefasst, dass sie einer weiteren Unterteilung bedÅrfen. So bil-
den etwa das Staatsrecht und das Verwaltungsrecht zwei wesentliche Teilbereiche des
Çffentlichen Rechts. Andererseits Åberschneiden sich die Gebiete. So gehÇrt beispiels-
weise das Strafrecht ebenso zum Çffentlichen Recht wie die Verfahrensrechte, welche
die Verfahren vor den staatlichen Gerichten regeln.

Generell l"sst sich sagen, dass das Privatrecht derjenige Teil der Rechtsordnung ist, wel-
cher die Rechtsbeziehungen der Einzelnen zueinander regelt, und zwar auf der Basis
von Gleichordnung, auf einer Ebene der Gleichberechtigung. Die „Einzelnen“ sind (Pri-
vat-)Rechtssubjekte, die sich auf einer horizontalen Ebene gleichwertig gegenÅber ste-
hen. Die Gleichrangigkeit zeigt sich auch darin, dass das Privatrecht weitgehend vom
Grundsatz der Privatautonomie, also der Gestaltungs- und Vertragsfreiheit der Rechts-
subjekte, gepr"gt wird (n"her dazu § 2 Rn. 5 ff.).
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Das Çffentliche Recht regelt demgegenÅber vor allem das Verh"ltnis zwischen BÅrger
und Staat in einem "ber- und Unterordnungsverh!ltnis. Es geht um das Verh"ltnis des
Einzelnen zum Staat als Tr"ger hoheitlicher Gewalt, also um ein befehlendes oder ob-
rigkeitliches Verh"ltnis. Zum Çffentlichen Recht gehÇren außerdem solche Vorschriften,
welche die Rechtsverh"ltnisse von Hoheitstr"gern untereinander regeln.

Im Beispielsfall (Rn. 21) entscheidet etwa die Staatsanwaltschaft nach Abschluss der Ermitt-
lungen darÅber, ob sie einen Strafbefehl erl"sst oder ob sie F vor dem zust"ndigen Gericht an-
klagt. Die StraßenverkehrsbehÇrde entscheidet Åber das Ob und die Dauer des FÅhrerschein-
entzugs.

Man hat in der Rechtswissenschaft verschiedene Theorien der Abgrenzung zwischen
Privatrecht und Çffentlichem Recht entwickelt (vgl. dazu etwa Kock/StÅwe: %ffentliches
Recht und Europarecht, S. 359 ff.). Die "lteste Abgrenzungstheorie ist die Interessen-
theorie, deren Wurzeln im RÇmischen Recht, bei Ulpian, liegen. Danach geht es im Pri-
vatrecht um die Verfolgung von Individualinteressen, im Çffentlichen Recht hingegen
um die Wahrnehmung von Allgemeininteressen. Diese Theorie erlaubt indessen vor al-
lem dort keine klaren Abgrenzungen, wo die zu beurteilenden Vorschriften sowohl pri-
vaten als auch Çffentlichen Interessen dienen. So dienen etwa arbeitsrechtliche Nor-
men wie das Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) oder das KÅndigungsschutzgesetz
(KSchG) nicht nur dem Schutz des individuellen Arbeitnehmers, sondern auch dem Çf-
fentlichen Interesse an einem sozialen Ausgleich und dem aus Art. 12 Abs. 1 GG folgen-
den Schutzauftrag des Staates (vgl. dazu BVerfGE 84, 133, 146 f.; 97, 169 ff.).

Die Subordinationstheorie (oder Subjektionstheorie) stellt darauf ab, ob sich die betei-
ligten Rechtssubjekte auf der Ebene der Gleichordnung begegnen (z. B. zwei BÅrger
beim Abschluss eines Kaufvertrags) oder ob ein Rechtssubjekt befehlend Åber das an-
dere auftritt (z. B. der Staat gegenÅber dem BÅrger beim Erlass eines Bußgeld-
bescheids). Im ersten Fall handelt es sich um Privatrecht, im zweiten Fall um Çffent-
liches Recht. Diese Theorie liefert allerdings nicht in allen F"llen eine Åberzeugende Ab-
grenzung:

" Einerseits finden sich auch im Bereich des Çffentlichen Rechts Situationen der
Gleichordnung.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Zwei Gemeinden schließen einen Çffentlich-rechtlichen Vertrag Åber eine &nderung
des Gemeindegebiets.

" Außerdem kann der Staat bzw. die Çffentliche Hand wie jeder BÅrger als Privat-
rechtssubjekt t"tig werden.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Die Gemeindeverwaltung kauft neue Rechner oder BÅromaterial. Die Gemeinde ver-
mietet Wohnungen.

" Andererseits gibt es im Privatrecht Situationen, die klar von einem "ber- und Unter-
ordnungsverh!ltnis gepr"gt sind.

BBEEIISSPPIIEELLEE:: P Verh"ltnis zwischen Eltern und minderj"hrigen Kindern (vgl. § 1626 BGB zur elterli-
chen Sorge) oder zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (vgl. das in § 106 GewO geregelte
Weisungs- oder Direktionsrecht des Arbeitgebers).

Die heute herrschende Lehre folgt daher der sog. Sonderrechtstheorie oder neueren
Subjektstheorie. Danach ist ein Rechtsverh"ltnis Çffentlich-rechtlich, wenn die maß-
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geblichen Vorschriften auf der einen Seite ausschließlich einen Tr"ger hoheitlicher Ge-
walt berechtigen oder verpflichten. An dem Rechtsverh"ltnis muss also mindestens ein
Hoheitstr"ger mit Rechten und Pflichten beteiligt sein, die ihn nur in seiner Eigenschaft
als Tr"ger Çffentlicher Gewalt treffen kÇnnen. Das Çffentliche Recht ist danach das
Sonderrecht des Staates. Dem gegenÅber hat das Privatrecht solche Rechte und Pflich-
ten zum Gegenstand, die jedermann zustehen kÇnnen (Wolf/Neuner: BGB AT, § 2 IV).
Das Privatrecht wird deshalb auch als „Jedermann-Recht“ bezeichnet (so etwa Kock/
StÅwe: %ffentliches Recht und Europarecht, S. 360 f.).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Wenn eine BehÇrde eine Baugenehmigung erteilt oder verweigert, unterliegt ihr Han-
deln dem Çffentlichen Recht. Kauft die BehÇrde jedoch, wie jeder Privatmann es auch kann,
neue Rechner oder BÅromaterial ein, so handelt sie privatrechtlich.

Zum Privat- oder Zivilrecht gehÇren das BÅrgerliche Recht als allgemeines Privatrecht
und das Sonderprivatrecht fÅr bestimmte Personengruppen oder Rechtsverh"ltnisse
(n"her dazu unten Rn. 36 ff.). Zum Çffentlichen Recht gehÇren dagegen das VÇlker- und
Europarecht, das Staats- und Verfassungsrecht (Grundgesetz, Landesverfassungen), das
Verwaltungsrecht (allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht, z. B. Polizei- und
Ordnungsrecht, Baurecht, Straßenrecht, Steuerrecht), das Straf- und Ordnungswidrig-
keitenrecht und das Gerichtsverfassungs- und Prozessrecht (vgl. Kock/StÅwe: %ffentli-
ches Recht und Europarecht, S. 37).

AABBBB.. 22:: PPrriivvaattrreecchhtt uunndd ÇÇffffeennttlliicchheess RReecchhtt

Privatrecht
(Zivilrecht)

Öffentliches
Recht

„klassische“ Abgrenzung
nach der „Subordinationstheorie“:

Gleichordnung/
Gleichberechtigung

Über- oder Unterordnung/
obrigkeitliches Verhältnis

oder „Sonderrechtstheorie“
(bzw. „neuere Subjektstheorie“)

ÿ Bürgerliches Recht

ÿ Sonderprivatrecht

ÿ Völker- und Europarecht

ÿ Staats- und Verfassungsrecht

ÿ Verwaltungsrecht

ÿ Straf- und Ordnungswidrig-
keitenrecht

ÿ Gerichtsverfassungs- und
Prozessrecht
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